
Nach Angaben der polnischen Behörden seien Grund für die 
erhebliche Verzögerung bei der Rückforderung der Beihilfe ne­
ben rein technischen Hindernissen die Vorschriften des pol­
nischen Insolvenzrechts. Die polnischen Behörden hätten erläu­
tert, dass die staatliche Beihilfe, um die es in der Entscheidung 
gehe, in der Nichterfüllung von Verbindlichkeiten der TB 
bestanden habe, obwohl in Wirklichkeit deren Tochtergesell­
schaften den Nutzen von der Beihilfe gehabt hätten. In dieser 
Situation habe TB formal für alle Verbindlichkeiten 
einschließlich der von HB und BA zurückzufordernden Beträge 
gehaftet. Die polnischen Rechtsvorschriften ließen eine 
Abschreibung solcher Forderungen angeblich nicht zu, es sei 
denn, es liege ein Fall „völliger Unmöglichkeit“ vor. Wenn diese 
Forderungen angemeldet würden, sei der Insolvenzverwalter von 
TB zur Tilgung dieser Schulden verpflichtet, unter Einbeziehung 
der Beträge, die von den Tochtergesellschaften zurückzufordern 
gewesen seien. Würden diese Beträge zurückgezahlt, entfalle die 
Rechtsgrundlage für ihre Geltendmachung gegenüber HB und 
BA. 

Nach Ansicht der Kommission genügt jedoch nicht, dass die 
Republik Polen alle ihr zur Verfügung stehenden Maßnahmen 
ergreife. Ergebnis dieser Maßnahmen müsse der wirksame und 
sofortige Vollzug der Entscheidung sein; andernfalls sei davon 
auszugehen, dass die Republik Polen ihre Verpflichtungen nicht 
erfüllt habe. Ein Mitgliedstaat habe seine Rückforderungspflicht 
verletzt, wenn die Schritte, die er unternommen habe, keinerlei 
Wirkung hinsichtlich der tatsächlichen Rückzahlung des fragli­
chen Betrags gezeigt hätten. 

Klage, eingereicht am 1. September 2009 — Kommission 
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Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(Prozessbevollmächtigte: K. Herrmann und M. Simerdova) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Art. 31 der Richtlinie 2005/28/EG der 
Kommission vom 8. April 2005 zur Festlegung von 
Grundsätzen und ausführlichen Leitlinien der guten kli­
nischen Praxis für zur Anwendung beim Menschen be­
stimmte Prüfpräparate sowie von Anforderungen für die 
Erteilung einer Genehmigung zur Herstellung oder Einfuhr 
solcher Produkte ( 1 ) verstoßen hat, dass sie diese Richtlinie 
nicht vollständig umgesetzt oder jedenfalls der Kommission 
die entsprechenden Vorschriften nicht mitgeteilt hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2005/28/EG sei am 
29. Januar 2006 abgelaufen. 

( 1 ) ABl. L 91, S. 13. 

Rechtsmittel, eingelegt am 2. September 2009 vom Centre 
de Promotion de l’Emploi par la Micro-Entreprise (CPEM) 
gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Zweite 
Kammer) vom 30. Juni 2009 in der Rechtssache 
T-444/07, Centre de Promotion de l’Emploi par la Micro- 
Entreprise (CPEM)/Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften 

(Rechtssache C-350/09 P) 

(2009/C 312/19) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Centre de Promotion de l’Emploi par la Micro- 
Entreprise (CPEM) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwältin 
C. Bonnefoi) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— das Urteil des Gerichts erster Instanz aufzuheben; 

— den beim Gericht erster Instanz gestellten Anträgen in 
vollem Umfang oder teilweise stattzugeben; 

— der Europäischen Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Der Rechtsmittelführer stützt sein Rechtsmittel auf dreizehn 
Gründe, die sich auf die Abweisung seiner Klage auf Nichtig­
erklärung der Entscheidung der Kommission vom 4. Oktober 
2007 über die Streichung des vom Europäischen Sozialfonds 
(ESF) durch die Entscheidung C(1999) 2645 vom 17. August 
1999 gewährten Zuschusses durch das Gericht beziehen. 

Mit seinem ersten Rechtsmittelgrund macht der Rechtsmittel­
führer geltend, dass das Gericht gegen den Gleichbehandlungs­
grundsatz verstoßen habe, da es das Vorbringen der Parteien 
nicht in ausgewogener Weise behandelt habe. Das Gericht 
habe nämlich lediglich wiederholt darauf hingewiesen, dass die 
Kommission das Vorbringen des CPEM zurückweise oder die­
sem entgegentrete, es habe jedoch weder das Vorbringen der 
Kommission, noch die Art und Weise, in der damit das 
Vorbringen des Rechtsmittelführers zurückgewiesen oder diesem 
entgegentreten werde, im Einzelnen widergegeben; dadurch ent­
stehe bei der Darstellung der Elemente des Streits und folglich 
bei deren Behandlung im Urteil ein Ungleichgewicht.
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